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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 816/70, Nr. 2893/74 und Nr. 817/70 in bezug auf den höchsten 
Gesamtschwefeidioxidgehait von Wein außer Likörwein 

>>EG-Dok. R/794/77 (AGRI 203)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorsdilag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 26 a der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2842/76 2), ist der Höchstgehalt 
an Schwefeldioxid bei Weinen für den direkten 
menschlichen Verbrauch festgesetzt worden. Es er- 
scheint angezeigt, diese Bestimmungen zu überprü- 
fen, wobei der Notwendigkeit einer Verringerung 
des Gehalts Rechnung zu tragen und soweit wie 
möglich der derzeitige Stand der önologischen 
Kenntnisse sowohl auf bestimmten Stufen der Wein- 
bereitung wie auch bei der Konservierung bestimm- 
ter Weine zu berücksichtigen ist. 

Bei den Schaumweinen und Qualitätsschaumwei- 
nen im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2893/74 
des Rates vom 18. November 1974 über in der Ge- 
meinschaft hergestellte Schaumweine im Sinne von 
Nr. 12 des Anhangs II der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70^), zuletzt geändert durch die Verordnung 


1) ABI. EG Nr. L 99 vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) ABI. EG Nr. L 327 vom 26. November 1976, S. 2 

3) ABI. EG Nr. L 310 vom 21. November 1974, S. 1 


(EWG) Nr. 2426/76^), sowie bei den Qualitäts- 
schaumweinen, die in bestimmten Anbaugebieten 
erzeugt worden sind, welche in der Verordnung 
(EWG) Nr. 817/70 des Rates vom 28. April 1970 zur 
Festlegung besonderer Vorschriften für Qualitäts- 
weine bestimmter Anbaugebiete ^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2878/76®), ge- 
nannt sind, erlaubt der derzeitige Stand der önologi- 
schen Kenntnisse jedoch keine Änderung des zur 
Zeit vorgesehenen Gesamtgehalts an Schwefel- 
dioxid — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 26 a der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 er- 
hält folgende Fassung: 

„1. Unbeschadet strengerer Bestimmungen, die die 
Mitgliedstaaten auf Wein anwenden können, 
der in ihrem Hoheitsgebiet erzeugt wird, darf 
der Gesamtschwefeldioxidgehalt der Weine, die 
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch be- 
stimmt sind, außer Likörwein, folgende Werte 
nicht übersteigen; 

a) 175 mg/1 bei Rotwein, 

b) 225 mg/1 bei Weißwein und Rosewein. 

2. Abweichend von Absatz 1 wird der höchstzuläs- 
sige Schwefeldioxidgehalt erhöht auf; 
a) 225 mg für Rotwein und 275 mg für Weiß- 
wein und Rosewein, wenn diese Weine einen 

4) ABI. EG Nr. L 276 vom 4. Oktober 1976, S. 1 

5) ABI. EG Nr. L 99 vom 5. Mai 1970, S. 20 

6) ABI. EG Nr. L 331 vom 30. November 1976, S. 3 
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in Invertzucker berechneten Restzuckergehalt 
von 5 g/1 oder mehr haben; 

b) 300 mg für Weißwein, der nach den Gemein- 
schaftsbestimmungen Anspruch auf die Be- 
zeichnung „Auslese" hat; 

c) 400 mg 

— für Weißwein, der nach den Gemein- 
schaftsbestimmungen Anspruch auf die 
Bezeichnungen „Beerenauslese" und 
„Trockenbeerenauslese" hat; 

— für Qualitätsweißwein b. A., der Anspruch 
auf die kontrollierte Herkunftsbezeich- 
nung Sauterne, Barsac, Cadillac, Cerons, 
Loupiac, Saint-Croix-du-Mont, Monbazü- 
lac, Bonnezeaux, Quarts de Chaume, Cö- 
teaux du Layon, Cöteaux de l'Aubance 
hat; 

— für Weißwein, der nach den rumänischen 
Rechtsvorschriften die Bezeichnung „vin 
superieur" mit Herkunftsbezeichnung 
führt und Anspruch auf folgende Bezeich- 
nungen hat: 

— Murfatlar, 

— Cotnari, 

— Tirnave, 

— Pietroasele, 

— Valea Cäiugäreascä, 

— Drägäsani. 


3. Die Liste der im Absatz 2 Unter abs ätze b und c 
genannten Weißweine kann vom Rat auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit geändert werden. 

4, Die Durchführungsvorschriften sowie die Über- 
gangsmaßnahmen für Wein, der vor dem 1. Sep- 
tember 1977 erzeugt wurde, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 7 der Verordnung Nr, 24 
festgelegt." 

Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2893/74 wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 12 Abs. 1 zweiter Unterabsatz sowie Ab- 
satz 2 werden aufgehoben. 

2. Artikel 16 Abs. 1 zweiter Unterabsatz sowie Ab- 
satz 2 werden aufgehoben. 

Artikel 3 

Die Verordnung (EWG) Nr. 817/70 wird wie folgt 
geändert: 

Artikel 10 b Abs. 1 zweiter Unterabsatz sowie Ab- 
satz 2 werden aufgehoben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1977 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Begründung 

Der vorliegende Wortlaut einer Änderung des Arti- 
kels 26 a der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 betref- 
fend den Höchstgehalt der Weine an Schwefeldioxid 
hat zum Gegenstand, im Rahmen des Möglichen den 
Schwefeldioxidgehalt bestimmter Weine zu verrin- 
gern, wenn auch die Wissenschaftler bisher kein 
anderes Ersatzerzeugnis gefunden haben. Wegen der 
Bedeutung dieses schwierigen Problems insbeson- 
dere in bezug auf die Volksgesundheit fallen die 
Einzelheiten für die Durchführung dieses Artikels, 
insbesondere die Aufstellung der Weinlisten, für die 
ein Höchstgehalt an Schwefeldioxid vorgesehen wer- 
den muß, gemäß dem Verfahren des Artikels 43 
Abs. 2 unter die Zuständigkeit des Rates mit quali- 
fizierter Mehrheit und nicht des Verwaltungsaus- 
schusses für Wein. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. April 1977 - 14 - 680 70 - E - Ag 130177: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. März 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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